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0. Allgemeines 

Alle Vorschriften des Kapitels 1 (§§ 1 bis 5a InvStG) finden sowohl auf Investmentfonds als 

auch auf Spezial-Investmentfonds Anwendung (Umkehrschluss zu § 25 InvStG). Daher sind 

die nachfolgenden Erläuterungen zu §§ 1 bis 5a InvStG auch auf Spezial-Investmentfonds 

anzuwenden, auch wenn die Spezial-Investmentfonds nicht gesondert genannt werden. 

1. Anwendungsbereich (§ 1 InvStG) 

1.1. Umfasste Vehikel und Anleger (§ 1 Absatz 1 InvStG) 

Der persönliche Anwendungsbereich des Investmentsteuergesetzes erstreckt sich gemäß § 1 

Absatz 1 InvStG auf Investmentfonds (§ 1 Absatz 2 und 4 InvStG) und deren Anleger (§ 2 

Absatz 10 InvStG). 

1.2. Definition von Investmentfonds (§ 1 Absatz 2 InvStG) 

a. Investmentvermögen nach den Bestimmungen des Kapitalanlagegesetzbuchs (KAGB) 

Investmentfonds sind nach § 1 Absatz 2 Satz 1 InvStG sämtliche Investmentvermögen i. S. d. 

§ 1 Absatz 1 KAGB. Investmentvermögen i. S. d. § 1 Absatz 1 KAGB ist jeder Organismus 

für gemeinsame Anlagen, der von einer Anzahl von Anlegern Kapital einsammelt, um es 

gemäß einer festgelegten Anlagestrategie zum Nutzen dieser Anleger zu investieren und der 

kein operativ tätiges Unternehmen außerhalb des Finanzsektors ist. Zur Auslegung des 

Begriffs des Investmentvermögens kann auf die aufsichtsrechtlichen 

Verwaltungsverlautbarungen zurückgegriffen werden (insbesondere Auslegungsschreiben der 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht [BaFin] vom 14. Juni 2013, zuletzt geändert 

am 9. März 2015 - Q 31-Wp 2137-2013/0006 -). Hinsichtlich der von den Finanzbehörden zu 

beurteilenden Rechtsfrage, ob ein Investmentfonds vorliegt, besteht jedoch keine Bindung an 

die aufsichtsrechtlichen Entscheidungen nach § 5 Absatz 3 Satz 2 KAGB zum Vorliegen 

eines Investmentvermögens. 

Ein Investmentvermögen liegt mangels wirtschaftlich oder rechtlich von den Anlegern 

verselbständigtem Vermögen nicht vor, wenn die Vermögensgegenstände den Anlegern des 

Investmentvehikels zuzurechnen sind. Insbesondere Vermögensverwaltungsmandate (sog. 

Managed Accounts), bei denen einem Vermögensverwalter lediglich eine Verfügungsmacht 

an dem Vermögen eingeräumt wird, die Eigentumsposition der Anleger jedoch unverändert 

bleibt, stellen keine Investmentvermögen dar. Von einem Investmentvermögen ist dagegen 

auch auszugehen, wenn die Vermögensgegenstände nach § 92 Absatz 1 KAGB oder einer 

vergleichbaren ausländischen Vorschrift im Miteigentum der Anleger stehen. 
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Kein verselbständigter Organismus für gemeinsame Anlagen in diesem Sinne liegt zudem 

vor, wenn das vom Anleger hingegebene Kapital ohne wirtschaftliche oder rechtliche 

Trennung Vermögen einer dritten Person wird, die mit dem Kapital eigene wirtschaftliche 

Interessen verfolgen kann. Darüber hinaus ist in diesem Fall keine festgelegte Anlagestrategie 

zum Nutzen der Anleger für das eingesetzte Vermögen gegeben. Die Kapitalhingabe zum 

Erwerb von Schuldverschreibungen erfüllt somit nicht den Begriff des Investmentvermögens. 

Dies gilt auch, wenn sich - wie bei Zertifikaten - die Höhe der Anlagesumme und des 

Rückzahlungsanspruchs aus der Schuldverschreibung in Relation zur Wertentwicklung 

anderer Finanzinstrumente steht. Damit sind auch Zertifikate und Schuldverschreibungen vom 

Anwendungsbereich ausgenommen, die von einer Verbriefungszweckgesellschaft nach Art. 2 

Absatz 3 g) i. V. m. Art. 4 Absatz 1 an) der Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 über die Verwalter alternativer Investmentfonds 

begeben werden.

Interne Fonds i. S. d. § 124 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 des Gesetzes über die Beaufsichtigung 

der Versicherungsunternehmen (VAG) stellen ebenfalls keine rechtlich verselbständigte 

Organismen und damit keine Investmentfonds nach § 1 Absatz 2 Satz 1 InvStG dar.

b. Ein-Anleger-Fonds (§ 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 InvStG) 

Nach § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 InvStG können auch Organismen für gemeinsame 

Anlagen, deren mögliche Anlegerzahl auf eine Person begrenzt ist, als Investmentfonds 

gelten. Dies setzt voraus, dass der Organismus mit Ausnahme der Beschränkung der 

möglichen Anzahl der Anleger (vgl. hierzu § 1 Absatz 1 Satz 2 KAGB) sämtliche weiteren 

Voraussetzungen des § 1 Absatz 1 KAGB erfüllt.

c. Steuerbefreite vermögensverwaltende Kapitalgesellschaften (§ 1 Absatz 2 Satz 2 

Nummer  2 InvStG) 

§ 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 InvStG stuft Kapitalgesellschaften, die nicht die 

Voraussetzungen des § 1 Absatz 1 KAGB erfüllen, als Investmentfonds ein, wenn diesen 

nach den Rechtsvorschriften des Staats, in dem sie Sitz oder ihre Geschäftsleitung haben, eine 

operative unternehmerische Tätigkeit untersagt ist und sie dort keiner Ertragsbesteuerung 

unterliegen oder von dieser befreit sind. 

Die Regelung findet ausschließlich auf Kapitalgesellschaften Anwendung. Bei ausländischen 

Rechtsformen bedarf es eines Rechtstypenvergleichs entsprechend der Kriterien des BMF-

Schreibens vom 19. März 2004 (BStBl I S. 411). Die Tabellen 1 und 2 des BMF-Schreibens 

vom 24. Dezember 1999 (BStBl I S. 1076) sind zu berücksichtigten. 
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Nach § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 InvStG muss der Kapitalgesellschaft eine operative 

unternehmerische Tätigkeit gesetzlich untersagt sein. Maßgeblich sind die Rechtsvorgaben 

desjenigen Staates, in dem die Kapitalgesellschaft ihren Sitz oder ihre Geschäftsleitung hat.  

Gemeinnützige Körperschaften i. S. d. § 5 Absatz 1 Nummer 9 KStG sind nicht vom 

Anwendungsbereich des § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 InvStG erfasst, da diese neben dem 

Bereich der Vermögensverwaltung nach § 14 Absatz 3 AO auch im Rahmen eines 

steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs nach § 64 AO oder eines 

steuerbegünstigten Zweckbetriebs nach §§ 65 bis 68 AO operativ unternehmerisch tätig sein 

dürfen.

§ 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 InvStG setzt weiterhin voraus, dass die Kapitalgesellschaft 

nicht der Ertragsbesteuerung unterliegt oder von dieser befreit ist. Eine Kapitalgesellschaft 

unterliegt nicht der Ertragsbesteuerung, wenn sie aus dem persönlichen Anwendungsbereich 

des betreffenden nationalen Steuergesetzes ausgenommen wurde oder sachlich in vollem 

Umfang steuerbefreit ist. Die konkrete Belastung der Kapitalgesellschaft mit Ertragsteuern ist 

unbeachtlich.  

1.3. Ausnahmen vom Anwendungsbereich (§ 1 Absatz 3 InvStG) 

Investmentvermögen in der Rechtsform einer Personengesellschaft (§ 1 Absatz 3 Satz 1 

Nummer 2 InvStG) 

Als inländische Personengesellschaften strukturierte Investmentvermögen und vergleichbare 

ausländische Rechtsformen sind gemäß § 1 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 InvStG grundsätzlich 

keine Investmentfonds. Bei ausländischen Rechtsformen ist ein Rechtstypenvergleich mit den 

möglichen inländischen Rechtsformen einer Personengesellschaft anhand der Kriterien des 

BMF-Schreibens vom 19. März 2004 (BStBl I S. 411) zu führen. Die Tabellen 1 und 2 des 

BMF-Schreibens vom 24. Dezember 1999 (BStBl I S. 1076) sind zu berücksichtigten.  

Haftungs- und vermögensrechtlich voneinander getrennte Teile eines Investmentvermögens in 

der Rechtsform einer Personengesellschaft sind für die Zwecke der Besteuerung nach dem 

Einkommen als eigenständige Personengesellschaften zu betrachten. Es ist keine gesonderte 

Feststellung vorzunehmen, wenn an dem haftungs- und vermögensrechtlich getrennten Teil 

der Personengesellschaft nur eine Person beteiligt ist, die mit ihren Einkünften in Deutschland 

einkommens- oder körperschaftsteuerpflichtig ist (§ 180 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 AO). 

Sondervermögen nach § 1 Absatz 10 KAGB und vergleichbare ausländische Rechtsformen 

gelten nach § 1 Absatz 3 Satz 2 InvStG nicht als Personengesellschaften. Einem 

Sondervermögen sind ausländische Investmentvermögen der Vertragsform vergleichbar. 
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Abweichend von diesem Grundsatz sind nach § 1 Absatz 3 Satz 1Nummer 2 Halbsatz 2 

InvStG Personengesellschaften oder vergleichbare ausländische Rechtsformen als 

Investmentfonds zu behandeln, wenn sie als Organismen für gemeinsame Anlagen in 

Wertpapieren (OGAW) i. S. d. § 1 Absatz 2 KAGB oder als Altersvorsorgevermögenfonds  

i. S. d. § 53 InvStG zu qualifizieren sind. OGAW sind infolge der Rechtsgrundverweisung auf 

§ 1 Absatz 2 KAGB ausschließlich inländische OGAW (§§ 192 ff. KAGB) sowie EU-OGAW 

(§ 1 Absatz 2 KAGB i. V. m. Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie 2009/65/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 zur Koordinierung der Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen für gemeinsame Anlagen in 

Wertpapieren (OGAW-Richtlinie). In einem Drittstaat aufgelegte Investmentvermögen in 

einer der Personengesellschaft entsprechenden Rechtsform sind nicht von der Rückausnahme 

erfasst. 

1.4. Haftungs- und vermögensrechtlich voneinander getrennte Teile eines Investmentfonds 

(§ 1 Absatz 4 InvStG) 

Für die Anwendung des Investmentsteuergesetzes gelten haftungs- und vermögensrechtlich 

voneinander getrennte Teile eines Investmentfonds als eigenständige Investmentfonds. Diese 

Regelung betrifft insbesondere Teilgesellschaftsvermögen einer Investmentaktiengesellschaft 

mit veränderlichem Kapital (§ 117 KAGB) oder - bei Anwendbarkeit des 

Investmentsteuergesetzes (vgl. Rz. 1.16) - einer offenen Investmentkommanditgesellschaft 

(§ 132 KAGB) sowie vergleichbare ausländische haftungs- und vermögensrechtlich 

voneinander getrennte Teile eines Investmentfonds.  

In einer Umbrella-Konstruktion zusammengefasste Teilsondervermögen i. S. d. § 96 Absatz 2 

Satz 1 KAGB sind Sondervermögen i. S. d. § 1 Absatz 10 KAGB. Diese erfüllen bereits 

unmittelbar die Voraussetzungen des § 1 Absatz 2 InvStG, so dass § 1 Absatz 4 InvStG nicht 

einschlägig ist. Liegt bei ausländischen Investmentfonds der Vertragsform eine haftungs- und 

vermögensrechtliche Trennung einzelner Teile des Investmentfonds vor, findet die Fiktion des 

§ 1 Absatz 4 InvStG Anwendung. 

1.5. Ansässigkeitsbescheinigungen für inländische Investmentfonds  

Einem inländischen Investmentfonds ist für die Zwecke der Geltendmachung von Ansprüchen 

aus einem Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung eine Bescheinigung über die 

steuerliche Ansässigkeit zu erteilen. 
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2. Begriffsbestimmungen (§ 2 InvStG) 

2.1. Begriffsbestimmungen des KAGB (§ 2 Absatz 1 InvStG) 

Im Rahmen des Investmentsteuergesetzes gelten die Begriffsbestimmungen des KAGB 

grundsätzlich entsprechend. Definiert das Investmentsteuergesetz hingegen Begrifflichkeiten 

für Zwecke dieses Gesetzes eigenständig, sind diese spezial-gesetzlichen Definitionen 

vorrangig gegenüber den allgemeinen Bestimmungen des KAGB. 

2.2. Inländische und ausländische Investmentfonds (§ 2 Absatz 2 und 3 InvStG) 

Die Einordnung eines Investmentfonds als inländisch oder ausländisch richtet sich nach dem 

jeweiligen Recht, dem der Investmentfonds unterliegt. Die maßgebliche Rechtsordnung 

bestimmt sich unter Beachtung des Rechts desjenigen Staats unter dem der Investmentfonds 

aufgelegt wurde und nach dessen Bestimmungen sich die Ausgestaltung und die 

Anlagebedingungen des Investmentfonds richten. Maßgeblich ist somit das jeweilige 

Privatrecht. 

2.3. Investmentanteile und Spezial-Investmentanteile (§ 2 Absatz 4 InvStG) 

Anteile an einem Investmentfonds werden als Investmentanteile, Anteile an einem Spezial-

Investmentfonds als Spezial-Investmentanteile bezeichnet. Hierbei ist die rechtliche 

Ausgestaltung der Anteile unbeachtlich. Die Anteile können somit mitgliedschaftliche Rechte 

verkörpern (beispielsweise Aktien einer Investmentaktiengesellschaft mit veränderlichem 

Kapital i. S. d. § 96 KAGB) oder auf einer rein vertraglichen Beziehung beruhen 

(beispielsweise Anteile an einem Sondervermögen i. S. d. § 92 KAGB). 

Spezial-Investmentfonds, die die Voraussetzungen des Kapitels 3 des Investmentsteuer-

gesetzes erfüllen, stellen eine spezielle Ausgestaltung von Investmentfonds dar. Die 

Klassifikation als Spezial-Investmentfonds führt - im Vergleich zum grundlegenden 

Besteuerungsregime für Investmentfonds (§§ 6 bis 24 InvStG) ñ-zu modifizierten 

Besteuerungsfolgen auf Fonds- und Anlegerebene. Soweit in Kapitel 1 des Investmentsteuer-

gesetzes auf Investmentanteile Bezug genommen wird, sind vor diesem Hintergrund auch 

Spezial-Investmentanteile umfasst. 

2.4. Dach- und Ziel-(Spezial-)Investmentfonds (§ 2 Absatz 5 InvStG) 

Für steuerrechtliche Zwecke handelt es sich bei einem Investmentfonds oder einem Spezial-

Investmentfonds, der Anteile an einem anderen Investmentfonds (Ziel-Investmentfonds) hält, 

um einen Dach-Investmentfonds. Die aufsichtsrechtlichen Vorgaben der zu § 4 Absatz 2 

KAGB ergangenen Fondskategorien-Richtlinie vom 22. Juli 2013 sind insoweit unbeachtlich. 

Ein Spezial-Investmentfonds, der Anteile an einem anderen Spezial-Investmentfonds (Ziel-

Spezial-Investmentfonds) hält, wird als Dach-Spezial-Investmentfonds bezeichnet 
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2.5. Aktienfonds und Mischfonds (§ 2 Absatz 6 und 7 InvStG) 

Ein Investmentfonds qualifiziert sich als Aktienfonds, wenn er gemäß seinen 

Anlagebedingungen fortlaufend mindestens 51 Prozent seines Werts in Kapitalbeteiligungen

i. S. d. § 2 Absatz 8 InvStG investiert (Aktienfonds-Kapitalbeteiligungsquote). Ein 

Mischfonds liegt hingegen vor, wenn der Investmentfonds nach seinen Anlagebedingungen 

zumindest 25 Prozent seines Werts in Kapitalbeteiligungen anlegt (Mischfonds-

Kapitalbeteiligungsquote). Beschränken die Anlagebedingungen den Kreis der erwerbbaren 

Vermögensgegenstände auf einen Teil der in § 2 Absatz 8 InvStG genannten 

Kapitalbeteiligungen (z. B. börsengehandelte Kapitalgesellschaftsanteile), ist diese gegenüber 

den gesetzlichen Vorgaben weitergehende Einschränkung unschädlich. Demgegenüber 

erfüllen Investmentfonds, die nach den Anlagebedingungen die Wertentwicklung von 

Kapitalbeteiligungen (auch) synthetisch mittels Finanzderivaten (z. B. Aktien-Swaps) 

abbilden können, nicht die Voraussetzungen des § 2 Absatz 6 oder 7 InvStG, es sei denn, die 

Anlagebedingungen sehen (ergänzend) eine Mindestbeteiligungsquote von 51 Prozent 

unmittelbar in Kapitalbeteiligungen vor. Für Zwecke des § 2 Absatz 6 und 7 InvStG ist 

allerdings unbeachtlich, ob der Investmentfonds das Wertänderungsrisiko aus den gehaltenen 

Kapitalbeteiligungen absichert. Denn Sicherungsgeschäfte haben keine Auswirkung auf die 

steuerliche Belastung der laufenden Einnahmen aus Kapitalbeteiligungen. 

Die gesetzliche Einstufung als Aktien- oder Mischfonds lehnt sich primär an die in den 

Anlagebedingungen vorgesehenen Anlagevorgaben an. Der Investmentfonds hat jedoch auf 

Grund des gesetzlich gegebenen Kriteriums der Ñfortlaufenden Anlageì die durchgehende 

Erfüllung (d. h. grundsätzlich an jedem Tag des Geschäftsjahres) dieser Vermögenszusam-

mensetzung anzustreben. Ein wesentlicher Verstoß gegen diese Vorgaben für die Vermögens-

zusammensetzung führt folglich zum Verlust des Status als Aktien- oder Mischfonds. 

Unbeachtlich ist hingegen ein kurzfristiges Unterschreiten der Vermögensgrenzen des § 2 

Absatz 6 oder 7 InvStG auf Grund von Wertveränderungen der gehaltenen Vermögensgegen-

stände oder einer unbeabsichtigten oder unverschuldeten fehlerhaften Einstufung eines Ver-

mögensgegenstands als Kapitalbeteiligung. Eine passive Grenzverletzung führt daher nicht 

zum Verlust des Status eines Aktien- oder Mischfonds, wenn der Investmentfonds unverzüg-

lich nach Kenntnis der Grenzverletzung ihm mögliche und zumutbare Maßnahmen unter-

nimmt, um die für ihn erforderliche Kapitalbeteiligungsquote wiederherzustellen.

Ein wesentlicher Verstoß gegen die Vorgaben zur Vermögenszusammensetzung ist nach 

§ 153 Absatz 2 AO der zuständigen Finanzbehörde anzuzeigen. Den Anlegern hat der 

Investmentfonds in öffentlich zugänglicher Weise mitzuteilen, wenn sich der Teilfreistel-

lungssatz i. S. d. § 20 InvStG ändert (z. B. durch einen Hinweis auf der Internetseite des 

Investmentfonds). Darüber hinaus ist der Investmentfonds verpflichtet, unverzüglich seine 

früheren und nun nicht mehr zutreffenden Angaben gegenüber Entrichtungspflichtigen oder 
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Finanzinformationsdienstleistern (z. B. WM-Datenservice) zum anwendbaren Teilfreistel-

lungssatz zu korrigieren.

Bei ausländischen Investmentfonds i. S. d. § 2 Absatz 3 InvStG wird es nicht beanstandet, 

wenn die Anlagebedingungen i. S. d. § 2 Absatz 12 InvStG lediglich eine Ñüberwiegendeì 

(d. h. mehr als fünfzigprozentige) Anlage in Kapitalbeteiligungen vorsehen. 

Die gesetzlich vorgegebene Zielsetzung der Ñfortlaufenden Anlageì in Kapitalbeteiligungen 

wird auch innerhalb von sechs Monaten nach Neuauflage oder während der Abwicklung eines 

Investmentfonds erfüllt, sofern der Investmentfonds innerhalb dieses Zeitraums noch nicht 

oder nicht mehr die vorausgesetzte tatsächliche Vermögenszusammensetzung des § 2 

Absatz 6 oder 7 InvStG erreicht. 

Bei der Ermittlung des anteilig auf Kapitalbeteiligungen entfallenden Vermögens eines Invest-

mentfonds ist auf den Wert der von dem Investmentfonds gehaltenen Vermögensgegenstände 

(Aktiva) abzustellen (Aktivvermögen). Ziel-(Spezial-)Investmentanteile gehen mit ihrem Net-

toinventarwert in das Aktivvermögen ein. Die Bezugnahme auf das Aktivvermögen ergibt sich 

aus der systematischen Verknüpfung mit § 20 Absatz 1 und 2 InvStG. Die hierin vorgesehene 

Teilfreistellung von Investmenterträgen auf Anlegerebene berücksichtigt typisierend eine steu-

erliche Vorbelastung von zumindest 25 Prozent (bei Mischfonds) und 51 Prozent (bei Aktien-

fonds) des Aktivvermögens.  

Bei OGAW i. S. d. § 1 Absatz 2 KAGB, die nach § 199 KAGB für gemeinschaftliche Rech-

nung der Anleger kurzfristige Kredite nur bis zur Höhe von 10 Prozent des aufsichtsrecht-

lichen Werts des OGAW aufnehmen dürfen, ist es nicht zu beanstanden, wenn diese zur 

Bestimmung der Kapitalbeteiligungsquote auf den Nettoinventarwert abstellen. Das Gleiche 

gilt für andere Investmentfonds, bei denen die Kreditaufnahme folgendermaßen beschränkt 

ist: Es dürfen nur kurzfristige Kredite (maximale Laufzeit von einem Jahr) aufgenommen 

werden, die maximale Kreditaufnahme beträgt höchstens 30 Prozent des aufsichtsrechtlichen 

Werts des Investmentfonds und die Kredite dürfen nicht für die Anschaffung von Vermö-

gensgegenständen des Investmentfonds verwendet werden.  

Für die Besteuerung von Investmenterträgen, die dem Anleger bis einschließlich dem 

31. Dezember 2018 zufließen, ist es auch bei den übrigen Investmentfonds nicht zu 

beanstanden, dass in den Anlagebedingungen auf den Nettoinventarwert abgestellt wird, wenn 

der Investmentfonds tatsächlich die anhand des Aktivvermögens ermittelte 

Kapitalbeteiligungsquote fortlaufend einhält und dies gegenüber den Anlegern oder in 

öffentlich zugänglicher Weise (z. B. auf der Internetseite des Investmentfonds) oder 

gegenüber einem Finanzinformationsdienstleister versichert.
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Bei Dach-Investmentfonds ist für die Ermittlung der Kapitalbeteiligungsquote nicht zu bean-

standen, wenn der Dach-Investmentfonds auf die in den Anlagebedingungen der Ziel-Invest-

mentfonds vorgesehenen Kapitalbeteiligungs-Mindestquoten abstellt. Damit genügt es für die 

Aktienfonds-Kapitalbeteiligungsquote des Dach-Investmentfonds, wenn der Dach-Invest-

mentfonds nach seinen Anlagebedingungen verpflichtet ist, derart in Ziel-Investmentfonds zu 

investieren, dass fortlaufend die Aktienfonds-Kapitalbeteiligungsquote erreicht wird. Entspre-

chendes gilt für die Mischfonds-Kapitalbeteiligungsquote eines Dach-Investmentfonds. Bei 

der fortlaufenden Überwachung dieser Voraussetzung darf der Dach-Investmentfonds abwei-

chend von § 2 Absatz 8 Satz 1 Nummer 3 und 4 InvStG bei Ziel-Aktienfonds oder Ziel-

Mischfonds mit einer höheren Kapitalbeteiligungs-Mindestquote als 51 Prozent oder 25 Pro-

zent auf die in den Anlagebedingungen der Ziel-Investmentfonds geregelten höheren Min-

destquoten abstellen. Ebenfalls nicht zu beanstanden ist es, wenn der Dach-Investmentfonds 

zur Ermittlung seiner Kapitalbeteiligungsquote auf die bewertungstäglich von den Ziel-

Investmentfonds veröffentlichten tatsächlichen Kapitalbeteiligungsquoten abstellt und darauf 

aufbauend eine fortlaufende Einhaltung der in den Anlagebedingungen des Dach-Investment-

fonds vorgesehenen Kapitalbeteiligungsquote sicherstellt. 

Für eine Übergangszeit bis einschließlich 31. Dezember 2018 ist es nicht zu beanstanden, wenn 

sich das Vorliegen der Voraussetzungen für eine Aktienfondsteilfreistellung nicht aus den 

Anlagebedingungen ergibt. Stattdessen dürfen Finanzinformationsdienstleister und die Ent-

richtungspflichtigen auf eine Eigenerklärung eines Investmentfonds vertrauen, dass der Invest-

mentfonds während des gesamten Kalenderjahres 2018 fortlaufend mindestens 51 Prozent 

seines Werts in Kapitalbeteiligungen investiert und damit in tatsächlicher Hinsicht die 

Voraussetzungen eines Aktienfonds erfüllen wird (Selbstdeklaration). Das Gleiche gilt hin-

sichtlich der Voraussetzungen eines Mischfonds.

2.6. Kapitalbeteiligungen (§ 2 Absatz 8 InvStG) 

§ 2 Absatz 8 InvStG definiert abschließend den Begriff der Kapitalbeteiligungen für die 

Anwendung des § 2 Absatz 6 und 7 InvStG. Der Katalog bildet typisiert diejenigen Vermö-

gensgegenstände ab, in denen es zu einer steuerlichen Vorbelastung mit Ertragsteuern kommt. 

Dementsprechend stellen insbesondere Finanzderivate, die die Wertentwicklung von Kapital-

beteiligungen synthetisch nachbilden, keine Kapitalbeteiligungen i. S. d. § 2 Absatz 8 InvStG 

dar. Anteile an REIT-Aktiengesellschaften i. S. d. §§ 1 ff. REITG und Anteile an anderen 

REIT-Körperschaften, -Personenvereinigungen oder -Vermögensmassen i. S. d. § 19 Absatz 5 

REITG sind ebenfalls keine Kapitalbeteiligungen i. S. d. § 2 Absatz 8 InvStG. 

Als Kapitalbeteiligungen kommen nach § 2 Absatz 8 Satz 1 Nummer 1 und 2 InvStG Anteile 

an Kapitalgesellschaften in Betracht. Sind die Anteile an einer Börse zum amtlichen Handel 

zugelassen oder auf einem organisierten Markt notiert, liegt eine Kapitalbeteiligung i. S. d. 

§ 2 Absatz 8 Satz 1 Nummer 1 InvStG vor.  
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Bei nicht börsengehandelten Anteilen an Kapitalgesellschaften (z. B. GmbH-Anteile) fordert 

§ 2 Absatz 8 Satz 1 Nummer 2 InvStG weitere Voraussetzungen an die Ertragsbesteuerung 

der Kapitalgesellschaft. In den EU- oder EWR-Mitgliedstaaten ansässige Kapitalgesellschaf-

ten müssen in ihrem Ansässigkeitsstaat der allgemeinen Ertragsbesteuerung für Kapitalgesell-

schaften unterliegen und dürfen nicht von dieser befreit sein. Bei in Drittstaaten ansässigen 

Kapitalgesellschaften wird zudem ein nomineller Ertragsteuersatz von mindestens 15 Prozent 

gefordert.

Nicht börsengehandelte Anteile an Immobilien-Kapitalgesellschaften i. S. d. § 1 Absatz 19 

Nummer 22 KAGB stellen nach § 2 Absatz 8 Satz 1 Nummer 2 InvStG keine Kapitalbeteili-

gungen dar. Die Beteiligungen an solchen Kapitalgesellschaften sind ausschließlich für die 

Einstufung eines Investmentfonds als Immobilienfonds nach § 2 Absatz 9 InvStG sowie bei 

Bestimmung des Teilfreistellungssatzes nach § 20 Absatz 3 Satz 1 InvStG für Immobilien-

fonds zu berücksichtigen. 

Anteile an körperschaftlich strukturierten Ziel-(Spezial-)Investmentfonds (z. B. Investment-

aktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital i. S. d. § 108 KAGB oder SICAV-SA) sind 

nach § 2 Absatz 8 Satz 2 InvStG keine Kapitalbeteiligungen i. S. d. § 2 Absatz 8 Satz 1 

Nummer 1 oder 2 InvStG. Unter den Voraussetzungen des § 2 Absatz 8 Satz 1 Nummer 3 und 

4 InvStG werden diese (Spezial-)Investmentanteile anteilig als Kapitalbeteiligungen behan-

delt. Anteile an einem Aktienfonds i. S. d. § 2 Absatz 6 InvStG gelten - vorbehaltlich der o. a. 

Nichtbeanstandungsregelung - in Höhe von 51 Prozent und Anteile an Mischfonds i. S. d. § 2 

Absatz 7 InvStG in Höhe von 25 Prozent des Werts der Anteile als Kapitalbeteiligungen. 

Kapitalbeteiligungen, die nur mittelbar über Personengesellschaften gehalten werden, bleiben 

für die Zwecke des § 2 Absatz 8 InvStG unberücksichtigt.  

2.7. Immobilienfonds (§ 2 Absatz 9 InvStG) 

Ein Immobilienfonds ist ein Investmentfonds, der gemäß seinen Anlagebedingungen fortlau-

fend mindestens 51 Prozent seines Aktivvermögens in Immobilien und Immobilien-

Gesellschaften i. S. d. § 1 Absatz 19 Nummer 22 KAGB investiert (Immobilienquote). 

Immobilien-Gesellschaften können rechtsformunabhängig sowohl als Kapital- wie auch als 

Personengesellschaften ausgestaltet sein. Anteile an Immobilienfonds gelten für diese Zwecke 

in Höhe von 51 Prozent des Werts des Investmentanteils als Immobilien. 

Für die Ermittlung der Immobilienquote sind 100-prozentige Beteiligungen an Immobilien-

gesellschaften in der Rechtsform einer Personen- oder Kapitalgesellschaft mit dem Verkehrs-

wert der Immobilien zuzüglich des Werts der Bewirtschaftungsgegenstände i. S. d. § 231 

Absatz 3 KAGB (z. B. Telefonanlage, Reinigungsgeräte, Schneepflug) anzusetzen, wenn sich 
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diese Werte aus dauerhaft öffentlich zugänglichen Informationen des Investmentfonds (z. B. 

Jahresberichte) ergeben. Soweit es an einer derartigen Veröffentlichung fehlt, ist nur der 

Beteiligungswert der Immobilien-Gesellschaft anzusetzen. Wenn der Investmentfonds 

weniger als 100 Prozent der Anteile an einer Immobilien-Gesellschaft hält, ist nur der auf die 

Beteiligungsquote entfallende Wert anzusetzen. 

Beispiel:

Der A-Investmentfonds ist alleiniger Gesellschafter der Immobilien-Gesellschaft B in 

der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft mit Sitz in dem ausländischen Staat X.

Der A-Investmentfonds stattet die B-Immobilien-Gesellschaft mit einem Eigenkapital 

in Höhe von 50.000 Ä aus. Zudem stellt der A-Investmentfonds der B-Immobilien-

Gesellschaft ein Gesellschafterdarlehen in Höhe von 30.000 Ä zur Verfügung.

Darüber hinaus nimmt die B-Immobilien-Gesellschaft ein Darlehen bei einer Bank in 

Höhe von 20.000 Ä auf. Mit dem vorhandenen Kapital erwirbt die B-Immobilien-

Gesellschaft eine Immobilie in dem ausländischen Staat X zu einem Kaufpreis in Höhe 

des aktuellen Verkehrswerts von 95.000 Ä und erwirbt Bewirtschaftungsgegenstände 

im Wert von 5.000 Ä. Der A-Investmentfonds hält eine Liquiditätsreserve in Höhe von 

40.000 Ä und darüber hinaus keine weiteren Vermögensgegenstände.

Wenn der A-Investmentfonds die Werte der in der B-Immobilien-Gesellschaft gehalte-

nen Vermögensgegenständen in dauerhaft zugänglicher Weise veröffentlicht, sind als 

Aktivvermögen 170.000 Ä (95.000 Ä + 5.000 Ä + 30.000 Ä + 40.000 Ä) anzusetzen.  

Als Immobilien sind 100.000 Ä (95.000 Ä + 5.000 Ä)anzusetzen. Daraus ergibt sich 

eine Immobilienquote von 58,8 Prozent. 

Fehlt eine Veröffentlichung dieser Werte, so ist bei der Ermittlung des Aktivvermögens 

die B-Immobilien-Gesellschaft nur mit ihrem Beteiligungswert in Höhe von 50.000 Ä zu 

berücksichtigen. Insgesamt ergibt sich damit ein Aktivvermögen in Höhe von 120.000 Ä 

(50.000 Ä + 30.000 Ä + 40.000 Ä). Als Wert der Immobilien ist nur der Beteiligungswert 

in Höhe von 50.000 Ä anzusetzen. Daraus ergibt sich eine Immobilienquote von 

41,7 Prozent. 

Folgende Aktiva gelten, soweit sie sich auf den Rücknahmepreis auswirken, für die Zwecke 

der Ermittlung der Immobilienquote als Immobilien:  

- aktivierte und noch nicht abgeschriebene Anschaffungsnebenkosten i. S. d. § 248 

Absatz 3 KAGB, 

- Forderungen aus schwebenden Grundstücksveräußerungsgeschäften,

- Forderungen aus der Grundstücksbewirtschaftung (z. B. Nebenkostenforderungen 

gegenüber Mietern und Pächtern der Immobilie),  

- Steuererstattungsansprüche im Zusammenhang mit der Immobilie und  

- sonstige immobilienbezogene Vermögensgegenstände.  
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Bei Dach-Investmentfonds ist es aus Billigkeitsgründen nicht zu beanstanden, wenn der 

Dach-Investmentfonds für die Ermittlung seiner Immobilienquote auf die in den Anlagebe-

dingungen der Ziel-Investmentfonds vorgesehenen Immobilien-Mindestquoten abstellt. 

Die Ausführungen zu § 2 Absatz 6 und 7 InvStG gelten in Bezug auf die Ausgestaltung und 

die Umsetzung der Anlagebedingungen entsprechend. Bei Neuauflage eines Immobilienfonds 

ist es in der Regel ausreichend, wenn der Investmentfonds innerhalb der vierjährigen Frist des 

§ 244 KAGB die Ñfortlaufende Anlageì seines Vermögens in Immobilien und Immobilien-

Gesellschaften erfüllt. Er muss jedoch bereits innerhalb von zwölf Monaten nach Auflage eine 

erste Immobilie oder eine erste Beteiligung an einer Immobilien-Gesellschaft sachenrechtlich 

erworben haben oder zumindest einen schuldrechtlichen Vertrag zum Erwerb abgeschlossen 

haben. Wenn die Voraussetzungen nicht erfüllt werden, sind die für Immobilienfonds gelten-

den Teilfreistellungssätze von Anfang an nicht anwendbar. 

Die Regelungen zum wesentlichen Verstoß gegen die Vorgaben zur Vermögenszusammen-

setzung sowie zur Ermittlung der Kapitalbeteiligungsquote bei Aktien- und Mischfonds gelten 

für Immobilienfonds und die Immobilienquote entsprechend.  

2.8. Ausschüttungen (§ 2 Absatz 11 InvStG) 

Die Ausschüttungen umfassen die tatsächlich an den Anleger gezahlten oder 

gutgeschriebenen Beträge zuzüglich eines Steuerabzugs auf den sich aus der Ausschüttung 

ergebenden Kapitalertrag. Als Ausschüttungen kommen insbesondere Barausschüttungen, die 

Wiederanlage der Erträge unter Ausgabe neuer Anteile und gegebenenfalls auch 

Sachausschüttungen in Betracht. 

Von § 2 Absatz 11 InvStG umfasste Steuerabzüge sind die inländische Kapitalertragsteuer 

sowie die hierauf etwaig entfallenden Annexsteuern (Solidaritätszuschlag und ggf. 

Kirchensteuer). Darüber hinaus stellen auch die ausländischen Quellensteuern, die auf die 

Ausschüttungen eines ausländischen Investmentfonds einbehalten wurden, einen Steuerabzug 

i. S. d. § 2 Absatz 11 InvStG dar und sind der Ausschüttung hinzuzurechnen. Die Regelung 

erfasst damit alle Steuerabzugsbeträge, die bei einer Ausschüttung also auf der 

ÑAusgangsseiteì eines Investmentfonds erhoben werden. Dagegen sind die 

Steuerabzugsbeträge, die bei Vereinnahmung von Kapitalerträgen durch den Investmentfonds 

angefallen sind (ÑEingangsseiteì), nicht unter § 2 Absatz 11 InvStG zu fassen und sind damit 

für die Höhe der Ausschüttung unbeachtlich.

Für Besteuerung von Ausschüttungen als Investmenterträge nach § 16 Absatz 1 Nummer 1 

InvStG gelten bei bilanzierenden Anlegern die allgemeinen steuerbilanzrechtlichen 

Grundsätze. Dies bedeutet, dass die Ausschüttungen mit Anspruchsentstehung zu bilanzieren 
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sind. Sofern in den Vertragsbedingungen lediglich ausgeführt wird, dass bestimmte 

Ertragsarten grundsätzlich ausgeschüttet werden, führt dies alleine noch nicht zur Entstehung 

eines Ausschüttungsanspruchs. Vielmehr entsteht ein Ausschüttungsanspruch in diesen Fällen 

erst durch die Konkretisierung im Ausschüttungsbeschluss.  

Bei anderen betrieblichen und bei privaten Anlegern bestimmt sich der Veranlagungszeitraum 

nach § 11 EStG. Es ist damit auf den Zeitpunkt des Zuflusses abzustellen.  

2.9. Anlagebedingungen (§ 2 Absatz 12 InvStG) 

Als Anlagebedingungen gelten die allgemeinen und besonderen Anlagebedingungen sowie 

nach § 2 Absatz 12 InvStG auch die Satzung, der Gesellschaftsvertrag oder vergleichbare 

konstituierende Dokumente eines Investmentfonds. Es muss sich folglich um schriftliche 

Vereinbarungen zur Regelung der Rechtsverhältnisse des Anlegers in Bezug auf den 

Investmentfonds handeln. Hierunter sind auch vertragliche Nebenabreden (beispielsweise in 

Form eines ÑSide Letterì) zu fassen, die verbindlich für alle Anleger gelten. 

Demgegenüber stellen Angaben in den Verkaufsprospekten, Jahresberichten oder ähnliche 

Dokumente mangels Regelung eines Rechtsverhältnisses grundsätzlich keine 

Anlagebedingungen dar. Erlauben die Anlagebedingungen oder das ausländische 

Aufsichtsrecht für Investmentfonds hingegen die Festlegung der Anlagepolitik eines 

Investmentfonds im Verkaufsprospekt, ist der Verkaufsprospekt insoweit ebenfalls 

Bestandteil der Anlagebedingungen. Darüber hinaus sind die Angaben in einem 

Verkaufsprospekt als Bestandteil der Anlagebedingungen zu betrachten, soweit sich aus 

Abweichungen vom Verkaufsprospekt Ansprüche der Anleger aus Prospekthaftung ergeben 

können oder soweit die Änderung des Verkaufsprospekts einer Genehmigung durch eine 

Aufsichtsbehörde bedarf.

2.10 Veräußerung (§ 2 Absatz 13 InvStG) 

Als Veräußerung von Investmentanteilen und Spezial-Investmentanteilen gilt nach § 2 

Absatz 13 InvStG auch deren Rückgabe, Abtretung, Entnahme oder verdeckte Einlage in eine 

Kapitalgesellschaft. Die Regelung zielt darauf ab, alle Arten von Realisationstatbeständen zu 

erfassen und einheitlich zu behandeln. Von einer Veräußerung ist daher auch auszugehen bei

- einer einseitig vom Investmentfonds herbeigeführten Rücknahme der 

Investmentanteile ohne vorheriges Rückgabeverlangen der Anleger und 

- einer beendeten Abwicklung eines Investmentfonds. Als Ende der Abwicklung ist aus 

Vereinfachungsgründen der Zeitpunkt der Auszahlung der letzten Rate zu betrachten. 
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3. Gesetzlicher Vertreter eines Investmentfonds (§ 3 InvStG) 

3.1. Wahrnehmung der Rechte und Erfüllung der Pflichten eines Investmentfonds (§ 3 

Absatz 1 InvStG) 

Die sich aus dem Investmentsteuergesetz ergebenden Rechte und Pflichten eines 

Investmentfonds hat nach § 3 Absatz 1 Satz 1 InvStG dessen gesetzlicher Vertreter (zur 

Definition vgl. Rzn. 3.4 ff.) wahrzunehmen oder zu erfüllen. Der gesetzliche Vertreter ist 

somit beispielsweise berechtigt Anträge für den Investmentfonds gegenüber der zuständigen 

Finanzbehörde zu stellen, ist aber auch verpflichtet dessen Verpflichtungen zur Abgabe von 

Steuererklärungen zu erfüllen.  

Soweit sich für die Finanzbehörde gegenüber einem Investmentfonds Rechte oder Pflichten 

ergeben, hat sie diese gegenüber dem gesetzlichen Vertreter auszuüben bzw. zu erfüllen 

(Bekanntgabeadressat, § 3 Absatz 1 Satz 2 InvStG). Inhaltsadressat von Verwaltungsakten der 

Finanzbehörde ist dennoch der Investmentfonds.  

Sofern der gesetzliche Vertreter Dritte mit der Wahrnehmung von Rechten und Pflichten aus 

der Investmentbesteuerung betraut, hat er für eine sorgfältige Auswahl, Kontrolle und 

Überwachung des Dritte Sorge zu tragen. Außerdem hat sich der gesetzliche Vertreter ein 

Verschulden des Dritten zurechnen zu lassen. 

3.2. Gesetzlicher Vertreter eines inländischen Investmentfonds (§ 3 Absatz 2 und 3 InvStG) 

Als gesetzlicher Vertreter eines inländischen Investmentfonds i. S. d. § 2 Absatz 2 InvStG 

(vgl. Rz. 2.2) gilt für die Anwendung des Investmentsteuergesetzes die Kapitalverwaltungs-

gesellschaft i. S. d. § 17 KAGB. Bei grenzüberschreitender Verwaltung eines inländischen 

Investmentfonds gilt die inländische Betriebsstätte oder Zweigniederlassung einer im Ausland 

ansässigen Verwaltungsgesellschaft als gesetzlicher Vertreter. Hierbei ist unbeachtlich, ob die 

inländische Betriebsstätte oder Zweigniederlassung tatsächlich die Verwaltung des 

Investmentfonds ausübt. Verfügt die ausländische Verwaltungsgesellschaft über keine 

inländische Betriebsstätte oder Zweigniederlassung gilt die inländische Verwahrstelle des 

Investmentfonds als dessen gesetzlicher Vertreter. 

Bei interner Kapitalverwaltung nach § 17 Absatz 2 Nummer 2 KAGB ist das 

Investmentvermögen zugleich selbst Kapitalverwaltungsgesellschaft (z. B. selbstverwaltete 

Investmentaktiengesellschaft). Die interne Kapitalverwaltungsgesellschaft ist sodann nach § 3 

Absatz 1 InvStG selbst zur Wahrnehmung und Erfüllung von Rechten und Pflichten 

berechtigt bzw. verpflichtet. Verfügt eine interne Kapitalverwaltungsgesellschaft über 

mehrere haftungs- und vermögensrechtlich voneinander getrennte Teile i. S. d. § 1 Absatz 4 

InvStG (vgl. Rz. 1.16) obliegen die Rechte und Pflichten des § 3 Absatz 1 InvStG der 
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